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1. Grundlagen

Auf der Grundlage des § 31 Abs. 5 GemHVO erlässt die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister der Gemeinde XXXXXX die nachfolgenden Inventurrichtlinien. Die Bürgermeisterin oder der Bür​germeister benennt den / die Inventurverantwortliche/n.

1.1 Rechtliche Grundlagen

Gemäß § 31 GemHVO hat die Gemeinde für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres für Zwecke 

· der Bilanzerstellung

· ihr Vermögen,

· ihre Verbindlichkeiten, 

· die Rückstellungen,

· die Sonderposten,

· der Erstellung eines Anhangs

· ihre Haftungsverhältnisse,

· die Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften,

· alle sonstigen Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können,

unter Beachtung der GoInv-G genau zu verzeichnen und dabei den Wert der einzelnen Ver​mögens​gegenstände, Schulden, Rückstellungen, Sonderposten und der sonstigen finanziellen Verpflichtungen anzugeben.

1.2 Geltungsbereich

Die Inventurrichtlinien gelten grundsätzlich für alle Bereiche der Gemeinde XXXXXX mit Aus​nahme der nachfolgend aufgeführten

· Eigenbetriebe 

· Abfallentsorgung

· Friedhof

· Grünflächen

· Wasserversorgung

· Abwasserentsorgung

· Straßenreinigung

· ............................

· ............................

· ............................

· Regiebetriebe, die nach Eigenbetriebsrecht geführt werden

· ............................

· ............................

· ............................

· Stiftungen

· ............................

· ............................

· ............................

Für diese Bereiche bestehen folgende Sonderrichtlinien 

· Inventurrichtlinien für den Eigenbetrieb Abfallentsorgung vom ...,

· Inventurrichtlinien für den Eigenbetrieb vom ...,

· .................................

die diese allgemeinen Inventurrichtlinien ergänzen.

Für den Beginn des ersten Jahres mit einer Rechnungslegung nach den Grundsätzen der dop​pelten Buchführung werden für die Ersterfassung und Erstbewertung des Vermögens, der Ver​bindlichkeiten, der Rückstellungen und der Sonderposten sowie der Haftungsverhältnisse, der Verpflich​tungen aus kreditähnlichen Geschäften sowie der sonstigen Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können, als Ergänzung zu den vorliegenden Inventur​richtlinien Sonderricht​linien erstellt. Sofern in diesen Sonderrichtlinien keine besonderen Rege​lungen zur Ersterfassung und Erstbewertung getroffen werden, gelten die vorliegenden Inventur​richtlinien sinngemäß.

Darüber hinaus sind die allgemeinen Inventurrichtlinien durch Sonderrichtlinien zu ergänzen, wenn dies für spezielle Inventurverfahren und Inventursysteme sowie für bestimmte Ver​mögensgegen​stände erforderlich ist.

1.3 Zweck der Inventurrichtlinien

Das aufzustellende Inventar muss eine Ordnungsfunktion und darüber hinaus eine Wertermitt​lungs​funktion erfüllen. 

Mit Hilfe der Inventurrichtlinien, die die Grundlage einer Inventur bilden, sollen die periodische Erfas​sung und Bewertung des Vermögens, der Verbindlichkeiten, der Rückstellungen, der Son​derposten sowie der Haftungsverhältnisse, der Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und der sonstigen finanziellen Verpflichtungen ein​heitlich, vollständig und nach gleichen Bewer​tungskriterien erfolgen. 

Aufgrund der Erfassung und Bewertung des Vermögens, der Verbindlichkeiten, der Rückstellun​gen, der Son​derposten sowie der Haftungsverhältnisse, der Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und der sonstigen finanziellen Verpflichtungen sollen in der daraus abgeleiteten Bilanz und im Anhang unter Berücksichtigung der GoBew-G und GoBil-G ein „den tat​sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gemeinde“ zum Bilanz​stichtag dargestellt werden.

1.4 Überblick

Nach § 31 Abs. 1 GemHVO ist das Inventar das auf einen bestimmten Zeitpunkt bezogene ge​naue (d.h. mit Angabe von Art, Menge und Wert versehene) Verzeichnis der Vermögens​gegenstände, Verbindlichkeiten, Rückstellungen und Sonderposten sowie der Haftungsverhält​nisse, der Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und der sonstigen finanziellen Ver​pflichtungen. Die Funktion des Inventars besteht vor allem darin, die Ergeb​nisse der Inventur festzuhalten (Dokumentations- und Nachweisfunktion), um diese mit den Daten der Buchführung und den sonstigen Nachweisen und Verzeichnissen abstimmen zu können und deren Daten ggfs. zu korrigieren (Korrekturfunktion). Da zu diesem Zweck im Inventar auch der Wert der ein​zelnen Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten, Rückstellungen, Sonderposten sowie der Haftungsverhältnisse, der Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und der sonstigen finanziellen Verpflichtungen anzugeben ist, müssen im Rahmen der Inventur neben Art und Menge auch alle sonstigen für die Bewertung relevanten Informationen (z.B. Qualität, Zustand, technische und wirtschaftliche Verwertbarkeit, Bonität, Verfügbarkeit) so genau erfasst werden, dass eine zutreffende Bewertung gesichert ist.

Das Inventar ist grundsätzlich kein einheitliches Verzeichnis, sondern setzt sich aus unter​schiedlichen Teilen jeweils für bestimmte Gruppen von Vermögensgegenständen, Verbindlich​keiten, Rückstellungen, Sonderposten sowie Haftungsverhältnisse, Verpflichtungen aus kredit​ähnlichen Geschäften und sonstige finanzielle Verpflichtungen zusammen.

Der Vorgang der Inventur (Bestandsaufnahme) ist in § 31 GemHVO nicht explizit erwähnt. Es han​delt sich lediglich um die Aufstellung des Inventars, d.h. um die Maßnahmen, die zur Erfas​sung nach Art, Menge und Wert erforderlich sind.

In der Praxis sind die Inventur und das Inventar häufig nicht unmittelbar auf die Bilanz bzw. den An​hang ausgerichtet. Die Bezeichnungen Mengen, Werte und die sonstigen Angaben sind viel​mehr zunächst die Fest​legung von Inventurwerten als Ausgangswerte für die Ermittlung des Bilanzansatzes bzw. der Anhangsangabe. In diesen Fällen bedarf es grundsätzlich einer Über​leitung vom Inventar auf die Bilanzposten bzw. die Anhangsangaben.

Der Weg von der Inventur zur Bilanz und zum Anhang stellt sich in vier Schritten wie folgt dar:

	1
	Bestandsaufnahme

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme werden in Zähllisten dokumentiert.

	2
	Übertragung der Ergebnisse der Bestandsaufnahme in die Inventarlisten.

Feststellung der vorläufigen Bilanzwerte bzw. Anhangsangaben.

	3
	Zusammenfassung aller Inventarlisten zum Inventar

	4
	Aufstellung der Bilanz, Aufstellung des Anhangs


2. Grundsätze ordnungsmäßiger Inventur für Gemeinden und Gemeindeverbände

Nach § 31 Abs. 1 GemHVO sind bei der Erstellung des Inventars die GoInv-G zu beachten. 

Die Inventur- und die Inventarunterlagen sind Bestandteile der Rechnungslegung. Sie müssen dem​zufolge die gleichen formalen Grundsätze erfüllen wie das übrige Rech​nungswesen. Für die Vor​bereitung, Durchführung, Überwachung und Aufbereitung der In​ventur sind daher insbe​sondere die folgenden materiellen GoInv-G zu beachten:

· Vollständigkeit der Bestandsaufnahme,

· Richtigkeit der Bestandsaufnahme,

· Einzelerfassung und Einzelbewertung,

· Nachprüfbarkeit der Bestandsaufnahme,

· Grundsatz der Klarheit,

· Grundsatz der Wirtschaftlichkeit.

Die materiellen Grundsätze werden im Folgenden kurz erläutert.

2.1 Vollständigkeit der Bestandsaufnahme

Als Ergebnis der Inventur muss ein Inventar vorliegen, das sämtliche Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten, Rückstellungen, Sonderposten sowie alle Haftungsverhältnisse, Verpflichtun​gen aus kreditähnlichen Geschäften und sonstigen finanziellen Verpflichtungen der Gemeinde vollständig enthält. Bei der Erfassung der einzelnen Sachverhalte sind alle für die Bewertung relevanten Informationen (qualitativer Zustand, Beschädigungen und Mängel, verminderte oder fehlende Verwertbarkeit) festzuhalten.

Doppelerfassungen derselben Sachverhalte sind auszuschließen.

Vollständig abgeschriebene, aber noch genutzte Anlagegüter sind weiterhin mit einem Erinne​rungswert in Höhe von einem Euro nachzuweisen.

Gemäß § 32 Abs. 4 GemHVO müssen immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermö​gens, die nicht entgeltlich erworben oder selbst hergestellt wurden, nicht erfasst werden. Sind diese Vermögensgegenstände von nicht untergeordneter Bedeutung empfiehlt sich dennoch eine statistische Erfassung im Rahmen der Inventur, auch ein Bilanzierungsverbot besteht.

Die Pflicht, sämtliche Verbindlichkeiten, Rückstellungen, Sonderposten sowie Haftungsverhält​nisse, Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und sonstige finanzielle Verpflichtungen zu erfassen, erfordert auch eine sog. Inventur der Risiken. Die Grundlage hierfür stellen Auf​zeichnungen über alle Verpflichtungen, insbesondere über Dauerrechtsverhältnisse und schwe​bende Ge​schäfte dar. Unter dem Begriff Risiko wird die Möglichkeit ungünstiger künftiger Ent​wicklungen ver​standen. Die Gemeinde sollte zu jedem Zeitpunkt über eine aktuelle und vollstän​dige Übersicht aller wesentlichen Risiken verfügen. 

Neben der Aufstellung der Vermögensgegenstände, der Verbindlichkeiten, Rückstellungen und Sonderposten ist ein Verzeichnis über alle wichtigen Verträge zu führen, die 

· eine Gesamtlaufzeit von mehr als ...........Jahr/en und / oder

· einen Gesamtwertumfang von mehr als .................. € 

haben. 

Für die Zurechnung der Vermögensgegenstände ist die wirtschaftliche Betrachtungsweise an​zuwen​den. Dies bedeutet, dass im Inventar im Zweifel nicht alle der Gemeinde zivilrecht​lich ge​hörenden Vermögensgegenstände aufzunehmen sind, andererseits aber Vermögens​gegen​stände aufzuneh​men sind, die zivilrechtlich einem Dritten gehören, jedoch wirtschaft​lich der Gemeinde zugerechnet werden. In Frage kommen u.a. folgende Sachverhalte: Sicherungsüber​eignung, Eigentumsvorbehalt, Verpfändung, Factoring, Treuhandgeschäfte, Leasingverträge, Kommissions​geschäfte und Forde​rungsabtretung, Bauten auf fremden Grundstücken.

2.2 Richtigkeit der Bestandsaufnahme

Bei allen Inventurverfahren (Buchinventur, Beleginventur, körperliche Inventur) sind Art, Menge und Wert der einzel​nen Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten, Rückstellungen, Sonder​posten und sonstigen finanziellen Verpflichtungen zweifelsfrei festzustellen.

Die Richtigkeit der Bestandsaufnahme erfordert eine zutreffende Identifizierung der Vermögens​gegenstände, Verbindlichkeiten, Rückstellungen, Sonderposten, der Haftungsverhältnisse, der Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und der sonstigen finanziellen Verpflichtungen sowie die zuverlässige Feststellung von Mengen und Werten. Voraussetzung für die zutreffende Identifizierung ist eine ausreichende Sachkunde der Aufnehmenden. Bei der mengenmäßigen Vermögenserfassung sind Toleranzen und Fehlermöglichkeiten in wirtschaftlich vertretbarer Weise zu begrenzen.

Um richtige Inventurergebnisse zu erhalten, ist es erforderlich, dass neben Art und Menge der Be​stände auch alle für die Bewertung relevanten Informationen (Anschaffungs- oder Herstel​lungskosten, Qualität, Zustand, technische und wirtschaftliche Verwertbarkeit, Bonität, Verfüg​barkeit) hinreichend genau erfasst werden.

Bei der Buch- und Beleginventur sollen die Vorgänge der Identifizierung, Mengen- und Wertfest​stel​lung für sämtliche Zugänge, Abgänge und sonstige Wertänderungen exakt vorgenommen werden, da andernfalls eine bestandszuverlässige Inventur nicht gegeben ist und infolgedessen grundsätzlich eine Buch- oder Beleginventur ausscheidet.

2.3 Einzelerfassung und Einzelbewertung

Grundsätzlich sind alle Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten, Rückstellungen und Sonder​posten sowie Haftungsverhältnisse, Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und sons​tige finanzielle Verpflichtungen einzeln nach Art, Menge und Wert zu erfassen. Ausnahmen stellen die Stichprobeninventur, die Festbewertung, die Gruppenbewertung und die Verbrauchsfolgeverfahren dar.

Stichprobeninventur, Festbewertung, Gruppenbewertung und die Anwendung von Verbrauchs​folge​verfahren sind nur ausnahmsweise und nur nach ausdrücklicher Genehmigung durch die Inven​turverantwortliche bzw. den Inventurverantwortlichen in den in dieser Richtlinie vorgesehe​nen Fällen zulässig.

· Stichprobeninventur

Der Bestand der Vermögensgegenstände kann bei Verzicht auf eine vollständige körperliche Erfassung auch aufgrund von Stichproben ermittelt werden (§ 32 Abs. 1 GemHVO), wenn

· der Bestandsermittlung anerkannte mathematisch-statistische Verfahren oder sonstige ge​eig​nete Verfahren zugrunde liegen. Dies setzt grundsätzlich eine ausreichend große Grund​gesamtheit der Lager​posten und die Anwendung der Zufallsauswahl bei der Stich​probener​hebung voraus,

· die GoB-G beachtet sind. Dies bedeutet insbeson​dere die Einhaltung der Grundsätze der Voll​ständigkeit, der Richtigkeit und der Nach​prüfbarkeit. Die zur Bestimmung der Grundgesamtheit vorliegenden Unterlagen (Bsp. Lagerbuchhaltung) müssen zuverlässig sein. Sämtliche er​fassten Stichproben müssen sowohl hinsichtlich der Menge und des Wertes in den Soll-Ist-Vergleich einbezogen werden. Der Stichprobenumfang soll min​destens 5 v.H. der aufzuneh​menden Vermögensgegenstände betragen.1 Weicht der Sollbestand vom Istbestand in mehr als 1 v.H. der gezogenen Stichproben voneinander ab, ist der Stichprobenumfang angemessen zu erhöhen,

· die Ergebnisse der Stichproben für einen sachverständigen Dritten in angemessener Zeit nachprüfbar sind,

· der Aussagewert einer Stichprobeninventur dem Aussagewert eines auf Grund einer körper​lichen Bestandsaufnahme aufgestellten Inventars gleichkommt. Dies bedeutet, dass auch bei der Stichprobeninventur ein genaues Bestandsverzeichnis der einzelnen Vermögensgegen​stände erstellt werden muss, aus dem einzeln Art, Menge und Wert der Vermögensgegen​stände hervorgehen müssen,

· die Bestandszuverlässigkeit der Lagerbuchhaltung / Anlagenbuchhaltung gegeben ist.

· Festbewertung

Die Bildung von Festwerten ist nach § 32 Abs. 8 GemHVO für den Bereich des Sachanlage​vermögens sowie den der Roh-, Hilfs- und Betriebs​stoffe möglich. Bei der Festbewertung handelt es sich um eine periodische Erleichterung der Ver​pflichtung zur jährlichen Be​standsaufnahme. Für die erstmalige Bildung eines Festwertes ist eine körperliche Be​standsaufnahme durchzuführen. Danach wird eine körperliche Bestandsaufnahme in der Regel in einem Zeitabstand von fünf Jahren durchgeführt. Bei der Bildung von Festwerten wird davon ausgegangen, dass Verbrauch, Abgänge und Abschreibungen der in den Fest​wert einbe​zogenen Vermögensgegenstände bis zum Bilanzstichtag durch Zugänge ausge​glichen werden. Ändert sich die Größe des Bestandes oder der Wert, dann ist eine Anpas​sung des Festwerts vor​zunehmen. Darum eignen sich für eine Festbewertung auch keine Vermögensgegenstände, die starken Preisschwankungen unter​liegen. Die Forderung nach der gleichen Zusammensetzung bedingt im Wesentlichen eine Funktionsgleichheit, so dass strukturelle Änderungen nicht schäd​lich sind und der Festwert beibehalten werden kann, wenn gleichzeitig die restlichen Voraus​setzungen erfüllt sind.

Soweit in der GemHVO als Voraussetzung für die Bildung eines Festwertes die Nachrangig​keit der Summe aller in das Festwertverfahren einbezogenen Vermögensgegenstände ge​fordert ist, ist als Orientierungsmaßstab eine Orientierungsgröße von 5 v.H. der Summe aller Festwerte im Ver​hältnis zur Bilanzsumme (einschließlich Festwerte) zu beachten.

Der angemessene Zeitraum für die Anpassung des Festwertes wird in den Inventuranwei​sungen jeweils festgelegt.

Wird der Erfassung der Wälder ein Festwert zugrunde gelegt, dann ist eine Überprüfung des Festwertes jeweils zum Zeitpunkt der Vorlage eines neuen Forsteinrichtungswerks vorzu​nehmen, wenn zwischenzeitlich keine Erkenntnisse dafür vorliegen, dass sich der Holz​bestand oder der Wert des Holzes wesentlich verändert hat.

Ergeben sich zwischen den regelmäßigen Aufnahmestichtagen wesentliche Wert- oder Mengen​änderungen, ist eine Anpassung des Festwertes nur dann erforderlich, wenn es sich um eine vor​aussichtlich dauerhafte Änderung handelt.

· Gruppenbewertung

Die Gruppenbewertung (§ 32 Abs. 9 GemHVO) kann angewendet werden auf gleichartige Ver​mögensgegenstände des Vorratsvermögens. Darüber hinaus ist eine Gruppenbewertung für den Bereich des beweglichen Anlage- und Umlaufvermögens sowie der Schulden mög​lich, wenn eine Gleichartigkeit oder annähernde Gleichwertigkeit vorliegt. Die Grup​pen​bewertung stellt eine Vereinfachung bei der Bewertung dar. Die zusammengefassten Grup​pen dürfen mit dem gewogenen Durchschnitt angesetzt werden. Die gruppenweise Zusam​menfassung ist auch im Inventar und damit bereits bei der Inventur möglich. Die Be​standsaufnahme erfolgt nach den allgemeinen Regeln dieser Richtlinie.

Die Gruppenbewertung stellt ausschließlich eine Ausnahme zur Einzelbewertung, nicht je​doch zur Einzelerfassung dar.

Die Gleichartigkeit der Vermögensgegenstände wird bestimmt durch die Merkmale

· Zugehörigkeit zur gleichen Warengattung

· Gleichheit in der Verwendbarkeit oder Funktion

· gleiche Qualität.

Die Gleichwertigkeit besagt, dass die Preise der in die Gruppenbewertung einbezogenen Ver​mögensgegenstände nicht wesentlich voreinander abweichen dürfen. Es wird allgemein ein Spiel​raum von 20 v.H. zwischen höchstem und niedrigstem Preis als noch vertretbar an​ge​sehen.

Sollen annähernd gleichwertige, jedoch nicht gleichartige Vermögensgegenstände zusam​men​gefasst werden, dann wird allgemein zusätzlich gefordert, dass es sich zumindest um ein gleiches Sortiment handelt.

Bei der Zusammensetzung von Forderungen, Schulden und Rückstellungen erscheint es all​gemein zweckmäßig auf die annähernde Gleichwertigkeit der Risikoarten abzustellen.

· Verbrauchsfolgeverfahren

Die Vorschrift (§ 32 Abs. 7 GemHVO) bezweckt eine vereinfachte Ermittlung von durchschnitt​lichen Anschaffungs- und Herstellungskosten bei gleichartigen Ver​mögens​gegenständen des Vorratsvermögens im Rahmen der Inventurerstellung (modifiziertes Durchschnittswertverfahren). Bei der An​wendung der unterschiedlichsten Verbrauchsfolge​verfah​ren kann grundsätzlich von einer aufwendigen Ermittlung der individuellen Wertan​sätze einer zu einem Posten zusammen​gefassten Gruppe von Vermögensgegenständen oder von der Durch​schnittsbewertung im eigentlichen Sinne abgesehen werden.

Die Verbrauchsfolgeverfahren stellen ausschließlich Bewertungsvereinfachungsverfahren dar. Die Bestände müssen nach Art, Menge und Wert in einer ordnungsgemäßen Be​standsaufnahme ermittelt werden.

Für die Bewertung kommen folgende Verfahren in Betracht, deren Zulässigkeit in den In​venturanwei​sungen zu den einzelnen Bilanzposten dargestellt wird:

· Durchschnittsbewertung

Bei dieser Methode wird ein Durchschnittspreis als gewogenes arithmetisches Mittel aus allen Einkäufen ermittelt. Mit den ermittelten durchschnittlichen Anschaffungskosten werden die Abgänge sowie der Endbestand bewertet. 

· Fifo (first in - first out)

Die Fifo-Methode geht davon aus, dass die zuerst erworbenen Güter buchtechnisch auch als zuerst veräußert oder verbraucht angesehen werden. Folglich wird der End​bestand mit den Anschaffungskosten der zuletzt angeschafften Güter bewertet. 

· Lifo (last in - first out)

Die Lifo-Methode unterstellt, dass die zuletzt beschafften Güter stets zuerst veräußert oder verbraucht werden. Folglich wird der Endbestand mit den Anschaffungskosten der zuerst angeschafften Güter bewertet.

· Hifo (highest in - first out)

Die Hifo-Methode bucht grundsätzlich die mit den höchsten Beschaffungspreisen hereinge​nommenen Güter zuerst aus, so dass für die Bewertung des Endbestandes stets die niedrigst möglichen Werte angesetzt werden.

2.4 Nachprüfbarkeit der Bestandsaufnahme

Die Nachprüfbarkeit der Bestandsaufnahme setzt voraus, dass sowohl die Vorgehensweise bei der Inventur als auch die Ergebnisse der Bestandsaufnahme so dokumentiert werden, dass sich ein sachverständiger Dritter innerhalb angemessener Zeit einen Überblick über Art, Menge und Wert der Bestände verschaffen kann. Die Dokumentation erfolgt durch diese Inventurrichtlinie, gesonderte In​venturanweisungen und sonstige Organisationsunterlagen sowie durch die Erfas​sungsbelege bis hin zur Erstellung des Inventars.

Bei einer körperlichen Bestandsaufnahme müssen die Aufnahmebelege im Hinblick auf die Nachvoll​ziehbarkeit die Belegfunktion erfüllen. Die weitere Aufbereitung und Verdichtung der Daten und ihre Dokumentation müssen die Anforderungen erfüllen, die für die Führung und Auf​bewahrung der sons​tigen Bücher und Aufzeichnungen gelten.

Bei einer Buchinventur ist die Nachvollziehbarkeit nur gegeben, wenn die Fortschreibung der Be​stände auf den Abschlussstichtag ordnungsgemäß erfolgt.

2.5 Grundsatz der Klarheit

Die einzelnen Positionen sind durch eine eindeutige Bezeichnung genau zu definieren und von ande​ren Posten eindeutig abzugrenzen. Die Sachverhalte muss ein sachverständiger Dritter nachvoll​ziehen können.

2.6 Grundsatz der Wirtschaftlichkeit

Der Aufwand, der im Rahmen der Durchführung der Inventur erforderlich ist, muss in ange​mes​sener Relation zu den zu erwartenden Ergebnissen stehen.

Zulässige Vereinfachungen (z.B. vor- oder nachverlegte Stichtagsinventur bzw. ausgeweitete Stich​tagsinventur), Abweichungen vom Grundsatz der Einzelbewertung (z.B. Festbewer​tung, Gruppen​bewertung) und Einschränkungen bei der geforderten Genauigkeit (z.B. Grundsatz der Vollständig​keit) sind bereits bei der Inventurplanung zu prüfen und zu berück​sichtigen. Prü​fungskriterien sind die Wesentlichkeit der betreffenden Bestände und der im Vergleich zu einer genaueren Erfassung ent​stehenden Abweichungsrisiken.

3. Inventurplanung

3.1 Inventurrahmenplan

Voraussetzung einer ordnungsmäßigen Inventur sind eine sorgfältige Vorbereitung und Planung. Da sowohl die Planung als auch der Ablauf der Inventur von dem angewandten Inventurverfah​ren ab​hängig sind, sind zunächst die für die Aufnahme der Vermögensgegenstände, Schulden, Rückstel​lungen, Sonderposten sowie die für die sonstigen finanziellen Verpflichtungen anzu​wendenden In​venturverfahren festzulegen, wobei die konkreten Voraussetzungen für die einzel​nen Verfahren zu berücksichtigen sind. 

Der Inventurrahmenplan grenzt den Umfang der Inventur sachlich und zeitlich klar ab und legt die personellen Zuständigkeiten fest. Der Inventurrahmenplan ist jährlich durch die Inventur​verantwort​lichen aufzustellen und rechtzeitig vor Beginn der Inventur vorzulegen.

Der Inventurrahmenplan besteht aus dem 

· Zeitplan,

· Sachplan und

· Personalplan,

die im Folgenden kurz erläutert werden.

3.2 Zeitplan (Anhang 2)

Der Zeitplan regelt den zeitlichen Ablauf der Vorbereitungen für die Inventur, der Durchführung der Inventur und der Aufbereitung der Inventurdaten. Die Eckdaten für den Zeitplan werden von der In​venturleitung vorgegeben und gelten sowohl für die körperliche Inventur als auch für die Buch- und Beleginventur.

Für jeden Inventurbereich muss ein Zeitplan erstellt werden, gegebenenfalls sind für die ein​zel​nen Inventurfelder weitere Zeitpläne zu erstellen. Dabei muss sichergestellt werden, dass wäh​rend der Durchführung der Inventur keine Bestandsveränderungen eintreten. Sollten Bestands​veränderungen während der Inventur nicht zu vermeiden sein, müssen diese nachvollzogen und dokumentiert werden.

3.3 Sachplan (Anhang 3)

Der Sachplan legt die Inventurfelder nach örtlichen und sachlichen Gesichtspunkten fest, um sie dem Aufnahmepersonal gezielt zuordnen zu können. Dafür können z.B. Raum- und Lagerver​zeichnisse, Stadtpläne und Straßenverzeichnisse herangezogen werden. Darüber hinaus stellt der Sachplan sicher, dass jeweils der „günstigste Weg“ und damit die optimale Erfassung der Vermögensgegen​stände, Schulden, Rückstellungen sowie die sonstigen finanziellen Verpflich​tungen bei der Durchfüh​rung der Inventur gewährleistet ist.

Die Inventurbereiche und die Inventurfelder sind so festzulegen, dass eine exakte Abgrenzung gewährleistet ist. Durch die Festlegung müssen Doppelerfassungen und Erfas​sungslücken aus​geschlossen sein. Die Inventurbereiche werden zweckmäßigerweise nach dem Verwaltungs​gliederungsplan
 gebildet. Darüber hinaus kann auch eine Aufteilung nach Produktbereichen oder Produktgruppen erfolgen.

Die Inventurfelder können nach örtlichen und sach​lichen Krite​rien bestimmt werden. Inventur​felder, die nach örtlichen Gesichtspunkten eingegrenzt werden, können sich z.B. nach Gebäu​den, Stockwerken, Räumen, Raumteilen, Stadtteilen, Strassen usw. richten. Die Zu​ordnung der Inventurfelder nach sachlichen Kriterien soll sicherstellen, dass die Bestände (z.B. Grünflächen, Kindergärten, Brücken usw.) einer Bi​lanzposition zugeordnet werden können. Bei der Einteilung der In​venturfelder steht die lückenlose und überschneidungsfreie Zuordnung im Vordergrund.

3.4 Personalplan (Anhang 4)

Die Planung des personellen Einsatzes betrifft die termingerechte Zurverfügungstellung quan​titativ und qualitativ ausreichender Personalkapazitäten für Leitung, Ansage, Aufnahme und Überwachung der Inventur. In diesem Zusammenhang sind exakte Aufgabenbeschreibungen sowie genaue Arbeitsanweisungen erforderlich.

Der Personalplan regelt die Zusammensetzung der Aufnahmegruppen und legt darüber hinaus fest, wer die vorläufigen Bilanzwerte ermittelt und wer die Eingaben in die Anlagenbuch​haltung vornimmt.

Bei der Durchführung der Inventurmaßnahmen, sollte der Grundsatz der Funktionstrennung Be​ach​tung finden (Trennung zwischen Aufnehmenden und dem für die Bestandsverwaltung Ver​antwort​lichen). Ferner sollte das Vier-Augen-Prinzip beachtet werden (Aufnehmer und Auf​schreiber), sofern dies in den Inventuranweisungen festgelegt ist. 

4. Durchführung der Inventur

Grundsätzlich ist die Buch- oder Beleginventur anzuwenden, soweit diese durch die GemHVO für zulässig erklärt ist. Wenn die Buch- oder Beleginventur  nicht möglich oder zulässig ist, ist eine körperliche Inventur durchzuführen.

Zulässige Inventurvereinfachungsverfahren dürfen nur nach vorheriger Absprache mit der bzw. dem Inventurverantwortlichen angewendet werden.

4.1 Buch- oder Beleginventur

Bei der Buch- und Beleginventur werden Art, Menge und Wert der Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten, Rückstellungen, Sonderposten und sowie der Haftungsverhältnisse, der Ver​pflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und der sonstigen finanziellen Verpflichtungen an​hand der Buchführung oder sonstiger Belege ermittelt.

Die Buchinventur setzt voraus, dass die Vermögensgegenstände, Verbindlichkeiten, Rückstel​lungen, Son​derposten sowie die Haftungsverhältnisse, die Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und die sonstigen finanziellen Verpflichtungen in einem Bestandsverzeichnis (z.B. Anlagen​kartei) aufgeführt sind. In dem Bestandsverzeichnis müssen alle Zu- und Abgänge so​wie die Ab​schreibungen ordnungsgemäß und zeitnah erfasst sein. Am Inventurstichtag wird der buchmäßige Endbestand anhand des Bestandsverzeichnisses ermittelt und in die Inventarliste vor​getragen. In angemessenen Zeitabständen ist eine körperliche Bestandsaufnahme bzw. Be​leginventur durchzuführen, um die Ergeb​nisse der Buchinventur zu bestätigen. Der Zeitpunkt der Durchführung der körperlichen Bestandsauf​nahme wird in den beiliegenden Inventuranweisun​gen festgelegt.

Für physisch nicht erfassbare Vermögensgegenstände (z.B. Bankguthaben und  Forderungen) Verbindlichkeiten, Rückstellungen, Son​derposten sowie Haftungsverhältnisse, Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und sonstige finanzielle Verpflichtungen ist die Beleginventur die einzige Auf​nahme​möglichkeit. Für ihre Erfassung können u.a. Buchungsbelege, Verträge und Urkunden herangezogen werden. Die ermittelten Nennwerte sind in die Inventarlisten vorzu​tragen. Die Beleginventur ist analog auch für die Schulden und Rückstellun​gen anzuwenden.

4.2 Körperliche Inventur

Bei der Durchführung einer körperlichen Inventur sind für die einzelnen körperlich vorhandenen Ver​mögensgegenstände Inventarnummern zu vergeben. Diese sind mit Hilfe von Aufklebern an die Ver​mögensgegenstände anzubringen.

Die materiell vorhandenen Vermögensgegenstände sind in Augenschein zu nehmen und in Zähllisten zu erfassen. Die Zähllisten zur Erfassung der Inventurobjekte werden von der Inven​turleitung zur Verfügung gestellt. Die Aufnahmeleiterin oder der Aufnahmeleiter nummeriert die Zähllisten fort​laufend und händigt diese ihren bzw. seinen Aufnahmeteams aus. Der Empfang der aus- und zurück​gegebenen Zähllisten ist jeweils durch Unterschrift zu bestätigen. Die Auf​nahmeteams füllen die Zähllisten während des Zählvorgangs dokumentenecht aus. Eintragun​gen in den Zähl​listen dürfen nicht nachträglich entfernt werden. Sind falsche Eintragungen ge​macht worden, so sind diese durchzustreichen und die Korrektur ist in einer neuen Zeile einzu​tragen. Dabei ist zu beachten, dass der ursprüngliche Eintrag lesbar bleiben muss.

Die Zähllisten dürfen keine freien Zeilen enthalten. Freie Zeilen sind zu entwerten. Alle aus​ge​gebenen Zähllisten muss das Aufnahmeteam unterschrieben an den Aufnahmeleiter zurück​geben, auch wenn einzelne Blätter nicht benötigt wurden d.h., dass auch leere Blätter zu unter​schreiben sind.

Während der Inventur ist zu prüfen, ob sich die Vermögensgegenstände in einem einwand​freien Zustand befinden. Kann der einwandfreie Zustand nicht festgestellt werden, so ist dies in der Zählliste zu vermerken.

Ergeben sich während der Inventur Bestandsveränderungen, muss der Aufnahmeleiter sicher​stellen, dass diese beim Zählvorgang Berücksichtigung finden.

Weiterhin muss der Aufnahmeleiter sicherstellen, dass eine korrekte Periodenabgrenzung vorge​nommen wird.

Darüber hinaus muss es zu jeder Zeit für eine unbeteiligte Person möglich sein, den Zähl​vor​gang und die Eintragungen in den Zähllisten nachvollziehen zu können.

Ist eine körperliche Inventur nicht möglich, nicht zumutbar oder nach dieser Richtlinie nicht erfor​der​lich, sind die Bestände von Vermögensgegenständen den Bestandskonten (Buchinventur) zu ent​nehmen oder auf Grund geeigneter Belege (Beleginventur) zu ermitteln. Entsprechende Festlegun​gen erfolgen in den Inventuranweisungen.

4.3 Umfang der Inventur

Die Bestandsaufnahme umfasst grundsätzlich sämtliche:

· selbsterstellten bzw. erworbenen Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens,

· entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände (z. B. Patente, Software, Lizen​zen, Urheberrechte), auch Nutzungsrechte an fremden Einrichtungen,

· technischen Anlagen und Maschinen, soweit es sich um Betriebsvorrichtungen handelt (Be​triebsvor​richtungen dienen nicht der Nutzung des Gebäudes, sondern der Nutzung des Be​trie​bes). Somit sind bspw. Lastenaufzüge, Klimaanlagen, Schauvitrinen, Tresor​anlagen eigenständig zu erfassen,

· Leihgaben bzw. sämtliches Fremdeigentum: Vermögensgegenstände, die der Gemeinde zur Ver​fügung gestellt wurden, sowie gemietete und geleaste Gegenstände. Die aufgenomme​nen Posi​tionen müssen die Bezeichnung „Fremdeigentum“ tragen,

· Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens,

· Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände,

· Verbindlichkeiten, 

· Rückstellungen, 

· Sonderposten,

· Haftungsverhältnisse, 

· Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften, 

· sonstige finanzielle Verpflichtungen. 

Vollständig abgeschriebene, aber noch genutzte Vermögensgegenstände sind weiterhin mit einem Euro an​zusetzen.

Geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten bis 60,00 Euro ohne Umsatzsteuer sind nicht zu erfassen. Sie sind sofort als Aufwand zu erfassen. Sollte eine Gemeinde entgegen § 32 Abs. 5 GemHVO geringwertige Vermögensgegenstände dennoch erfassen, kann dies nur statistisch außerhalb des eigentlichen Rechnungswesens erfolgen.

Alternative 1:
Geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten zwischen 60,00 Euro und 410,00 Euro - jeweils ohne Umsatzsteuer - sind im Jahr der Anschaffung oder Herstellung auf einem gesonderten Konto zu erfassen. Sie sind im Zugangsjahr voll abzuschrei​ben und im gleichen Jahr als Abgang zu erfassen. Der Bestand ist jährlich statistisch fortzu​schreiben.

Alternative 2:
Geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten zwischen 60,00 Euro und 410,00 Euro - jeweils ohne Umsatzsteuer – sind im Jahr der Anschaffung oder Herstellung auf einem gesonderten Konto zu erfassen. Sie sind im Zugangsjahr voll abzuschrei​ben und im gleichen Jahr als Abgang zu erfassen. Der Bestand ist nicht statistisch fortzuschrei​ben.

Alternative 3:
Geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten zwischen 60,00 Euro und 410,00 Euro - jeweils ohne Umsatzsteuer - sind im Jahr der Anschaffung oder Herstellung auf einem gesonderten Konto zu erfassen. Sie sind im Zugangsjahr voll abzuschrei​ben und mit je einem Euro anzusetzen. Der Bestand ist jährlich statistisch fortzuschreiben.

Alternative 4:
Geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten zwischen 60,00 Euro und 410,00 Euro - jeweils ohne Umsatzsteuer - sind wie Vermögensgegenstände mit höheren Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu erfassen. Sie sind über ihre gewöhnliche Nutzungsdauer planmäßig abzuschreiben.

Alternative 5:
Geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten zwischen 60,00 Euro und 410,00 Euro - jeweils ohne Umsatzsteuer - sind im Jahr der Anschaffung oder Herstellung nicht zu erfassen. Sie sind laufender Aufwand des Haushaltsjahres.

Gemäß § 32 Abs. 4 GemHVO müssen immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagever​mögens (PC-Programme, Straßenkataster), die nicht entgelt​lich erworben oder selbst hergestellt wurden, nicht erfasst werden. Sind diese Vermögensgegenstände von nicht untergeordneter Bedeutung, empfiehlt sich dennoch eine statistische Erfassung im Rahmen der Inventur, auch wenn ein Bilanzierungsverbot besteht.

Zu erfassen ist auch das Vermögen der Gemeinde, das sich in Gebäuden oder auf Grund​stücken Dritter befindet.

Nicht gesondert aufzunehmen sind: 

· Kunst am Bau,

· kurzlebiges Anlagevermögen mit einer Nutzungsdauer unter einem Jahr,

· Vorratsbestände von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, Waren sowie unfertige und fertige Erzeug​nisse, die bereits aus Lagern abgegeben wurden,

· technische Anlagen und Maschinen, soweit sie als Gebäudebestandteil einzustufen sind (Ge​bäude​bestandteile dienen der eigentlichen Nutzung des Gebäudes: z.B. Personenfahr​stuhl, Heizungs-, Be- und Entlüftungsanlagen, die die Voraussetzung für die gewöhnliche Nutzung der Gebäude bilden).

5. Aufstellung des Inventars

5.1 Aufstellungszeitpunkt und -frist

Das Inventar ist entsprechend § 31 Abs. 1 GemHVO zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres zu erstellen. Da das Haushaltsjahr mit dem Kalen​derjahr übereinstimmt, ist dies jeweils der 31. Dezember eines Jahres.

Entsprechend den GoInv-G ist die Erstellung des Inventars innerhalb der einem ordnungsge​mäßen Geschäftsgang entsprechenden Zeit zu bewirken. Dies bedeutet, dass dies zeitnah zum Abschluss​stichtag erfolgen muss, da das Inventar die Grundlage zur Erstellung der Bilanz und des Anhangs darstellt.

5.2 Form und Gliederung

Besondere Formvorschriften für die Erstellung des Inventars bestehen nicht. Es sind die allge​meinen GoInv-G zu beachten.

Die Beachtung der Grundsätze für die formelle Ordnungsmäßigkeit bedingt eine der Übersicht​lichkeit dienende Gliederung. Da das Inventar im Wesentlichen der Erfassung der Posten der Bilanz dient, bietet sich eine Gliederung entsprechend der Bilanzgliederung an.

5.3 Aufstellung

Sobald alle Zähllisten vollständig ausgefüllt vorliegen und geprüft sind, werden die Daten in die Inventarliste übertragen. Anschließend erfolgt die Bewertung der einzelnen Vermögensgegen​stände.

5.4 Unterzeichnung

Eine Pflicht zur Unterzeichnung des Inventars durch die Bürgermeisterin bzw. den Bürgermeister besteht nicht. Un​abhängig davon wird es im Rahmen eines ordnungsmäßigen internen Kontroll​systems erforderlich sein, dass die einzelnen Teile des Inventars von den jeweiligen Verantwort​lichen unterzeichnet werden.

6. Bewertung

Bei der Bewertung sind die Grundsätze ordnungsmäßiger Bewertung für Gemeinden und Ge​meindeverbände in Rheinland-Pfalz (GoBew-G) zu beachten, die im Folgenden kurz erklärt werden:

· Vollständigkeit

· Grundsatz der Bilanzidentität (bei Folgebilanzen)

· Grundsatz der Fortführung der Tätigkeit

· Grundsatz der Einzelbewertung

· Vorsichtsprinzip

· Realisationsprinzip

· Imparitätsprinzip

· Periodisierungsprinzip

· Grundsatz der Stetigkeit der Bewertungsmethode.

6.1 Bewertungsgrundsätze

6.1.1 Vollständigkeit

Der Grundsatz der Vollständigkeit verlangt eine mengenmäßige und wertmäßige vollständige Erfas​sung aller Bestände (Vermögen, Verbindlichkeiten, Rückstellungen, Sonderposten, Haf​tungsverhältnisse, Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften sowie sonstige finanzielle Verpflichtungen) im Jahresabschluss, die der Gemeinde wirtschaftlich zuzurechnen sind. Voll​ständig abgeschriebene, aber noch genutzte Vermögensgegenstände müssen mit dem Erinne​rungswert von einem Euro weiterhin in der Anlagenbuchhaltung nachgewiesen werden. Das be​wusste Weglassen ohne rechtliche Grundlage sowie die Einbeziehung von fiktiven Positionen stellen Bilanzierungs- / Rechtsverstöße dar. 

Der Grundsatz der Vollständigkeit beinhaltet weiterhin, dass alle bewertungsrelevanten Informa​tionen bis zum Zeitpunkt der Erstellung des Jahresabschlusses Berücksichtigung finden müssen.

6.1.2 Bilanzidentität 

(Vergleiche hierzu § 33 Abs. 1 Nr. 1 GemHVO.)

Der Grundsatz der Bilanzidentität verlangt, dass die Positionen der Schlussbilanz einer Rech​nungsperiode und der Eröffnungsbilanz der Folgeperiode wert- und mengenmäßig übereinstim​men. Zwischen Schlussbilanz und der darauffolgenden Eröffnungsbilanz können keine Buchun​gen, keine Änderungen des Bilanzinhalts und keine Bewertungsänderungen vorgenommen werden.

Es besteht keine Pflicht für die Gemeinde jährlich eine Eröffnungsbilanz zu erstellen. Es wird lediglich verlangt, dass die Saldenvorträge  auf den Bestandskonten mit den entsprechenden Schlusssalden  der Vorperiode übereinstimmen.

6.1.3 Grundsatz der Fortführung der Tätigkeit 

Bei der Bewertung ist davon auszugehen, dass die Gemeinde ihre Verwaltungstätigkeit fort​führt, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. Dies könnte der Fall sein, wenn infolge einer Verwaltungsreform Verwaltungen zusammengelegt oder geschlos​sen werden. Dann könnte es erforderlich sein, dass die Vermögensgegenstände, die künftig nicht mehr von der Verwaltung nutzbar sind, mit einem niedrigeren Verwertungserlös anzu​setzen sind. Sofern auf die aufgelöste Verwaltung zusätzliche finanzielle Verpflichtungen zu​kommen, sind auch diese zusätzlich zu bilanzieren.

Bei einer unterstellten Stilllegung einzelner Vermögensgegenstände wird der Grundsatz der Fortführung der Tätigkeit nicht berührt. Es handelt sich um einen Vorgang der laufenden Ge​schäftstätigkeit. Die Vermögensgegenstände sind dann lediglich - entsprechend den allgemei​nen Abschreibungsregeln - mit dem ggfs. niedrigeren Veräußerungswert anzusetzen.

6.1.4 Einzelbewertung 

(Vergleiche hierzu § 33 Abs.1 Nr. 2 GemHVO.)

Der Grundsatz der Einzelbewertung beinhaltet die Verpflichtung, sämtliche Vermögensgegen​stände, Verbindlichkeiten, Rückstellungen, Sonderposten, Haftungsverhältnisse, Verpflichtungen aus kreditähnlichen Geschäften und die sonstigen finanziellen Verpflichtungen einzeln zu erfas​sen und zu bewerten. Dieser Grundsatz erfordert die Abgrenzung der Einzelposten gegenein​ander und die Entscheidung, ob ein Vermögensgegenstand selbstständig ist oder ob er zusam​men mit einem anderen Vermögensgegenstand eine Bewertungseinheit bildet. Der Nutzungs- und Funktionszusammenhang, der aus wirtschaftlicher Sicht heraus zu betrachten ist, ist daher das entscheidende Kriterium für die Bestimmung der Bewertungseinheit.

Die zulässigen Ausnahmen von dem Grundsatz der Einzelbewertung sind in der GemHVO ab​schließend geregelt. Es handelt sich hierbei um

· die Festbewertung

· die Gruppenbewertung

· die Bewertung zu Durchschnittspreisen

· die Verbrauchsfolgeverfahren.

(Siehe hierzu auch die Ausführungen unter 2.3.)

Darüber hinaus dürfen Posten der Aktivseite nicht mit Posten der Passivseite verrechnet werden.

6.1.5 Vorsichtsprinzip

(Vergleiche hierzu § 38 Abs. 1 Nr. 3 GemHVO.)

Der Inhalt des Vorsichtsprinzips lässt sich nicht exakt beschreiben. Es verlangt, dass alle wert​beeinflussenden Faktoren bei der Bewertung kritisch zu würdigen sind. Dadurch wird der Ge​meinde in gewissen Grenzen bei der Bewertung ein Ermessensspielraum eingeräumt, der je​doch durch die GemHVO und die GoB-G eingeschränkt ist. Der Ermessensspielraum kann grundsätzlich nur insoweit in Anspruch genommen werden, als unter angemessener Beachtung aller Chancen und Risiken die Bewertung nicht als willkürlich anzusehen ist. Es ist wirklichkeits​nah zu bewerten.

Eine vorsichtige Darstellung der Finanzsituation soll eine finanzielle Überforderung der kommu​nalen Leistungsfähigkeit verhindern helfen. Dies bedeutet, dass Vermögensgegenstände eher zu niedrig als zu hoch und Schulden eher zu hoch als zu niedrig anzusetzen sind. Bis zum Ab​schlussstichtag sind alle entstandenen bzw. drohenden Risiken und Verluste zu berücksichtigen.

Das nachfolgend erläuterte Realisationsprinzip und das Imparitätsprinzip sind Ausprägungen des Vorsichtsprinzips.

6.1.5.1 Realisationsprinzip

(Vergleiche hierzu § 38 Abs. 1 Nr. 3 GemHVO.)

Dieses Prinzip besagt, dass nur die Erträge und die entsprechenden Forderungen ausgewiesen werden dürfen, die durch Ansprüche begründet sind (Realisationszeitpunkt).

Die Frage des Realisationszeitpunkts stellt sich dann nicht, wenn der Abschluss eines Ver​trages, das Erbringen der Leistung und die Vereinnahmung des Ertrages zeitlich unmittelbar aufeinander folgen. Ist dies nicht der Fall, dann ist grundsätzlich davon auszugehen, dass der Zeitpunkt der Leistungs​erbringung / Bescheiderstellung als der Zeitpunkt der Ertragsrealisation anzusehen ist. Bei Dauer​schuldverhältnissen mit längerem Erfüllungszeitraum werden die Teil​leistungen zeitanteilig realisiert (Bsp. langfristige Nutzungsverträge). Vorausberechnungen, ohne die Erbringung von Leistungen bzw. ohne Bescheiderstellung bis zum Bilanzstichtag, dürfen als Forderungen in der Bilanz nicht berück​sichtigt werden. Zahlungseingänge hierauf sind in einem Rechnungsabgrenzungsposten auszu​weisen.

6.1.5.2 Imparitätsprinzip

(Vergleiche hierzu § 38 Abs. 1 Nr. 3 GemHVO.)

Aus Vorsichtsgründen müssen vorhersehbare Risiken und Verluste, die in dem letzten oder einem früheren Haushaltsjahr entstanden sind, in der Bilanz berücksichtigt werden, auch wenn die Um​stände erst zwischen dem Bilanzstichtag und dem Zeitpunkt der Bilanzerstellung bekannt werden und die Verluste noch nicht realisiert sind. Voraussetzung für die Berücksichtigung die​ser Risiken und Verluste ist jedoch, dass es sich um vorhersehbare Verluste oder Risiken mit hoher Eintrittswahr​scheinlichkeit handelt.

6.1.6 Periodisierungsprinzip

(Vergleiche hierzu § 38 Abs. 1 Nr. 4 GemHVO.)

Es besagt, dass Aufwendungen und Erträge des Haushaltsjahres unabhängig vom Zah​lungs​zeitpunkt zu berücksichtigen sind.

Diese wesentliche Abweichung zum kameralen System trägt zur Ermittlung des perioden​bezogenen Ressourcenverbrauchs und -aufkommens bei.

6.1.7 Grundsatz der Stetigkeit der Bewertungsmethode 

(Vergleiche hierzu § 38 Abs. 1 Nr. 5 GemHVO.)

Die einmal angewandte Bewertungsmethode ist grundsätzlich beizubehalten. Der Grundsatz dient der Ob​jektivierung des Jahresabschlusses und der Periodengerechtigkeit der Erfolgs​ermittlung.

Im Anhang, als Bestandteil des kommunalen Jahresabschlusses, sind die angewandten Bilanzie​rungs- und Bewertungsmethoden anzugeben und bei Abweichungen von diesen sind die Abweichun​gen anzugeben und zusätzlich zu begründen.

7. Aufbewahrung der Unterlagen 

(Vergleiche hierzu § 30 GemHVO.)

Die Gemeinde ist verpflichtet, die Bücher, die Unterlagen über die Inventur, die Jahres​abschlüsse, die dazu ergangenen Anweisungen und Organisationsregelungen, die Buchungs​belege, die Unterlagen über den Zahlungsverkehr sowie die sonstigen erforderlichen Aufzeich​nungen geord​net und sicher aufzubewahren. Soweit begründende Unterlagen nicht den Kas​senanordnungen beigefügt sind, obliegt ihre Aufbewahrung den anordnenden Stellen.

Die Eröffnungsbilanz und die Jahresabschüsse sind dauernd aufzubewahren. Bücher, Inventare, Rechenschaftsberichte, die Anlagen zur Eröffnungsbilanz und zum Jahresabschluss sowie die zu ihrem Verständnis erforderlichen Arbeitsanweisungen und Organisationsunterlagen sind zehn Jahre, die sonstigen Belege sechs Jahre aufzubewahren. Ergeben sich Zahlungsgrund und Zah​lungspflichtige oder Empfangsberechtigte nicht aus den Büchern, sind die Belege so lange wie die Bücher aufzubewahren. Die Fristen beginnen am 01. Januar des der Feststellung des Jahres​abschlusses folgenden Haushaltsjahres.

Mit Ausnahme der Eröffnungsbilanz und der Jahresabschlüsse können die in Absatz 2 aufge​führten Unterlagen auch als Wiedergabe auf einem Bildträger oder auf anderen Datenträgen auf​bewahrt werden, wenn dies den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung für Gemeinden und Gemeindeverbände entspricht und sichergestellt ist, dass die Wiedergabe oder die Daten

1. mit den Belegen bildlich und mit den anderen Daten inhaltlich übereinstimmen, wenn sie les​bar gemacht werden,

2. während der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit verfügbar sind, unverzüglich lesbar ge​macht und maschinell ausgewertet werden können.

Die Bildträger bzw. Datenträger sind anstelle der Originale aufzubewahren. Andere Rechtsvor​schriften über die Aufbewahrung von Büchern und Unterlagen bleiben unberührt.

8. Inkrafttreten

Diese Inventurrichtlinie tritt am .....................in Kraft.

Ort, Datum, Unterschrift

-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-

� Bei einem Stichprobenumfang von 5 v.H. wird bei einer Normalverteilung ein Sicherheitsgrad von ca. 95 v.H. erreicht.


� handelsrechtlich: 3 Jahre, steuerrechtlich: 5 Jahre.


� z.B. Fachbereiche, Abteilungen; eine weitere Untergliederung ist möglich.






